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Bericht der Verwaltung

Umwandlungsverbotsverordnung
Der Senat hat am 03.03.2015 den Beschluss zum Erlass einer Verordnung über den Genehmigungsvorbehalt zur Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen (Umwandlungsverbotsverordnung) in sozialen Erhaltungsgebieten gefasst. Dies bedeutet, dass für alle Grundstücke im Geltungsbereich einer sozialen Erhaltungsverordnung Wohnungseigentum oder Teileigentum gemäß § 1 des Wohnungseigentumsgesetzes an Gebäuden, die ganz oder teilweise Wohnzwecken zu dienen bestimmt sind, nicht ohne Genehmigung begründet werden können. Umwandlungen sind jedoch weiterhin möglich, wenn z. B. der Eigentümer die Wohnungen innerhalb von sieben Jahren nur an die Mieter veräußert, die vorher schon in der betroffenen Wohnung gewohnt haben (vgl. § 172 Abs. 4 Satz 3 Nr. 6 BauGB).

Die Folgen der Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen sind häufig die Verdrängung der Bestandsmieter aus ihren Wohngebieten. Durch Entmietungen und anschließender Luxusmodernisierung wird der Ausstattungsstandard der Wohnungen oft auf ein überdurchschnittliches Niveau angehoben. In der Regel werden die umgewandelten Wohnungen dann durch die neuen Eigentümer mit deutlich höheren Kosten als Mietwohnungen auf dem Wohnungsmarkt angeboten. Umwandlungen führen im Ergebnis in sozialen Erhaltungsgebieten insbesondere durch den Zuzug von Mietern mit mittleren bis hohen Einkommen häufig zu Veränderungen der Bevölkerungsstrukturen mit negativen Folgen für die Wohnungs- und Haushaltsstrukturen (z.B. zunehmend homogene Zusammensetzung der Mieterschaft) sowie Unter- und Überversorgungen sozialer und technischer Infrastrukturangebote in den sozialen Erhaltungsgebieten.

Eine Veröffentlichung der Verordnung im Gesetz- und Verordnungsblatt ist am 13.03.2015 zu erwarten.
Colditzstraße 32, Notaufnahmeheim für Flüchtlinge
Im Anschluss an den Bericht der Verwaltung für die Sitzung des Stadt-Ausschusses am 14.1.2015 wird berichtet:

Nach dringlichen Hinweisen des Bezirksamtes hinsichtlich der erforderlichen Brandschutzmaßnahmen (insb. mit Schreiben vom 20.1. und 2.2.2015 an das LaGeSo) hat ein vom Betreiber beauftragter Prüfingenieur für Brandschutz mit Datum vom 23.1.2015 einen Bericht über den geprüften Brandschutznachweis (ohne Beteiligung der Feuerwehr) vorgelegt. Am 13.2.2015 wurde vom Prüfingenieur auf Anforderung des BA bestätigt, dass die von ihm für eine Notbelegung des 1. Und 2. OG geforderte Bestellung und Schulung von Brandwachen erfolgt sei; ebenso dass ihm nunmehr eine Stellungnahme der Feuerwehr vorliege, wonach auch von dort keine Bedenken dagegen bestünden.
Daraufhin hat das BA ebenfalls am 13.2.2015 erklärt, dass es trotz fehlender Baugenehmigung gegen eine sofortige Belegung der genannten Gebäudeteile nicht vorgehen werde. Mit der Belegung wurde daraufhin nach Kenntnis des BA am 17.2.2015 begonnen.

Der Bauantrag „Notbelegung eines Bürogebäudes mit Asylanten befristet für 6 Monate“ vom 28.1.2015 (eingereicht ohne Bauvorlagen und bautechnische Nachweise) mit max. 500 Personen wurde am 25.2.2015 weitestgehend vervollständigt.
Am 6.3.2015 fand auf Einladung des Bezirksamtes eine Bürgerversammlung zu dem Heim statt.
Bodenrichtwertermittlung zum 01.01.2015
Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte in Berlin hat zum Stichtag 01.01.2015 neue Bodenrichtwerte ermittelt. Bodenrichtwerte sind durchschnittliche Lagewerte für den Boden, bezogen auf einen Quadratmeter Grundstücksfläche. Sie werden für eine Mehrzahl von Grundstücken ermittelt, die in ihren tatsächlichen Eigenschaften und rechtlichen Gegebenheiten weitgehend übereinstimmen, eine im Wesentlichen gleiche Struktur und Lage haben und im Zeitpunkt der Bodenrichtwertermittlung ein annähernd gleiches Preisniveau aufweisen. Bodenrichtwerte stellen also auf typische Verhältnisse einzelner Gebiete (Bodenrichtwertzone) ab.

Im Bezirk T-S ist für die einzelnen Teilmärkte eine unterschiedliche Preisentwicklung gegenüber den Bodenrichtwerten zum Stichtag 01.01.2014 festzustellen. In Gebieten der offenen Bauweise (Ein- und Zweifamilienhausgebiete) liegt der Preisanstieg bei etwa 5 bis 10 %. Für die geschlossene Bauweise (Mietwohnhäuser) stiegen die Bodenrichtwerte südlich des Teltowkanals um ca. 20 bis 30 % und nördlich des Teltowkanals um ca. 30 bis 40 %. Das Preisniveau für Gewerbegrundstücke ist nur in wenigen Fällen gestiegen und ansonsten unverändert geblieben. Die Werte für Flächen mit Kerngebietscharakter sind zwischen 15 und 25 % angestiegen. Eine zusammenfassende Darstellung der wichtigsten Bodenrichtwertzonen kann der beigefügten Übersicht entnommen werden.
Die neuen Bodenrichtwerte im Einzelnen können über die Homepage des Gutachterausschusses für Grundstückswerte aufgerufen werden:

www.berlin.de/gutachterausschuss/
Güterbahnhof Wilmersdorf – B-Plan 7-68
Die B-Plan 32. Grundbesitz GmbH hat mit Datum vom 23. Februar 2015 die im Rahmen der Anwendung des Berliner Modells der kooperativen Baulandentwicklung geforderte einseitige Zustimmungserklärung (Grundzustimmung) unterschrieben. Damit sind die im Berliner Modell skizzierten Eckpunkte akzeptiert. Im Einzelnen ist durch Modellrechnung die Angemessenheit der Beteiligung an der Erschließung (innere und äußere), an den sozialen Infrastrukturkosten (Kita, Schule, Spielplatzflächen, öffentliche Grünflächen) und am mietgebundenen Wohnraum nachgewiesen.

Präventionsrat Schöneberger Norden
Auf Wunsch von Quartiersräten und Anwohner/innen wurde ein Wettbewerb zur Suche eines Mottos für den Präventionsrat ins Leben gerufen – neue Anwohner/innen sollten sich eingeladen und angesprochen fühlen. 75 Vorschläge wurden eingereicht. Eine Jury aus 10 Personen, jung und alt, deutscher und migrantischer Hintergrund, erfahrene und neue Akteure wählten aus und auf dem Präventionsrat am 26.02.2015 konnte das neue Motto bekannt gegeben werden: Präventionsrat Schöneberger Norden – Das Forum für Alle!
Nächste Sitzung am 28. Mai 2015.
B-Plan 7-46 (Erfurter Straße / Wexstraße) – frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

In der Zeit vom 16. März 2015 bis einschließlich 15. April 2015 wird die Öffentlichkeit über die beabsichtigte Planung für die Grundstücke Erfurter Straße 7-8, Wexstraße 8 und das Flurstück 35 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg informiert. 

Ziel des Bebauungsplanes ist die Entwicklung des oben genannten Planungsgebietes zu einem Mischgebiet mit hohem Wohnanteil und wohnverträglicher Gewerbenutzung.

